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ZEITGESPRACH

Grenzen des Sozialstaats
Überproportionale Kostensteigerungen und Zunahme der Abgabenbelastung in nahezu allen Berei
chen der sozialen Sicherung werfen die Frage nach den Grenzen des Sozialstaats auf. Wo liegen sie?

Walter Arendt

Stabilität durch Sozialpolitik

Die in Mode gekommene Dis
kussion über die Grenzen 

des Sozialstaats ist bei Höhe 
und Umfang unserer sozialen 
Leistungen nicht illegitim; sie 
wird aber leider von denen, die 
sie aufgebracht haben, ziemlich 
oberflächlich geführt. Ihr fehlt 
das am meisten, was man von 
einer wichtigen Diskussion er
warten darf: vernünftige, abge
wogene Argumente. Es gibt 
einen Überschuß an Vorurteilen 
und ein Defizit an gründlichem 
Nachdenken über wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Zusam
menhänge. Meist handelt es sich 
um folgende Vorurteile:

□  Der Staat vertritt nicht die 
Interessen aller Bürger, sondern 
ist im Prinzip eine Veranstaltung 
zur Stabilisierung einer bürger
feindlichen Herrschaft.

G  Sparen ist besser als ver
brauchen.
G  Privat sparen ist besser als 
staatlich sparen.
G  Privatverbrauch ist besser als 
Staatsverbrauch.

G  Freiheit und soziale Siche
rung liegen im Konflikt mitein
ander.

Alles zusammengenommen 
sind das Ideen, die das aufstre
bende Bürgertum im 19. Jahr
hundert im Kampf gegen den 
absolutistischen Feudalstaat ent
wickelt hat. Sie sind im Kern 
antistaatlich und bis zum Egois
mus individualistisch. Sie stam
men aus und orientieren sich an 
einer längst untergegangenen 
Welt. Niemand handelt praktisch 
mehr nach ihnen, aber sie sind 
noch unreflektierter Bestandteil 
der Weltanschauung vieler an 
sich vernünftiger Menschen.

Zunächst einmal ist der demo
kratische und soziale Rechts
staat des Grundgesetzes nicht 
die hohenzollernsche Monarchie, 
die obrigkeitsstaatlich die „Wohl
fahrt" ihrer Untertanen för
dern wollte. Die halbfeudale Bis- 
marcksche Innenpolitik ist tot. 
Ihre bürgerlichen Gegner brau
chen fast ein Jahrhundert später 
nicht mehr gegen sie Sturm zu 
laufen und sie einer soziallibe

ralen Koalition vorzuhalten. Die
ser Staat ist demokratisch, er ist 
in rechtsstaatlichen Grenzen den 
Interessen des legitimierten de
mokratischen Souveräns, des 
Wählers, verpflichtet. Die Inter
essen der Wähler bestimmen 
die Grenzen des Sozialstaats, 
sonst niemand.

Ausufernder Sozialkonsum: 
ein Vorurteil

Da ist das Vorurteil vom aus- 
ufernden Sozialkonsum. Werfen 
wir zuerst einen Blick auf die 
Tatsachen, fragen dann nach 
den Ursachen und beurteilen 
sie erst dann, wenn wir zuvor 
die Realität und ihre Entste
hungsgeschichte auf uns haben 
wirken lassen: Soziale Siche
rung ist die Antwort der Indu
striegesellschaft mit Arbeitneh
mern, Kleinfamilie und Geldein
kommen auf das Ende der 
Agrargesellschaft mit Bauern 
und Handwerkern, Großfamilie 
und Naturaleinkommen.

Soziale Sicherung ist heute 
die wichtigste Einkommens-
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quelle derer, die kein Erwerbs
einkommen haben: entweder
weil sie das Erwerbsleben noch 
vor sich haben, oder weil sie als 
Kranke oder Arbeitslose vor
übergehend ohne Einkommen 
sind, oder weil sie als Rentner 
ihr Arbeitsleben hinter sich ha
ben. Sie alle sind auf ein gut 
ausgebautes Netz der sozialen 
Sicherung angewiesen, wenn 
zu den körperlichen und seeli
schen Belastungen, die Krank
heit, Unfall, Arbeitslosigkeit und 
Alter mit sich bringen, nicht ma
terielle Not hinzukommen soll.

Das Netz der sozialen Siche
rung, auf das ein Bürger dieses 
Landes sich verlassen kann, ist 
eindrucksvoll und kann sich über
all auf der Welt sehen lassen.

Nimmt man, um längere ver
gleichbare Zeitreihen zu erhal
ten, die Einkommensübertragun
gen der Sozialversicherung und 
des Staates sowie die Sachlei
stungen der sozialen Sicherung, 
den sogenannten Staatsver
brauch, in der Abgrenzung der 
volkswirtschaftlichen Gesamt
rechnung, so ergibt sich lang
fristig folgende Entwicklung: 
Diese Sozialleistungen stiegen 
von 14,7% des Bruttosozialpro
dukts im Jahre 1950 über 15,3% 
1960, 16,6% 1970 auf 19,4% im 
vorigen Jahr 1974; 1978 werden 
es mindestens 21,0% sein. Da
bei stiegen die Einkommens
übertragungen um das Zehn
fache, der Staatsverbrauch der 
sozialen Sicherung um das 19,8- 
fache, das Bruttosozialprodukt 
dagegen um das 9,3fache. Diese 
Steigerung geht auf zwei Ur
sachenbündel zurück.

Da gibt es einmal Einflußfak
toren, die, wenn ein soziales 
Sicherungssystem einmal be
steht, nur durch schwere Ein
griffe in den sozialen Besitz
stand beeinflußt werden könn
ten:

□  Die Zunahme der Zahl der 
älteren Menschen in unserem 
Land verteuert die Renten- und 
Krankenversicherung und, das

wird oft übersehen, die Sozial
hilfe und das Wohngeld. 1971 
war jeder 22., heute ist fast je
der Siebte älter als 65 Jahre.
□  Die Dienstleistungen, beson
ders im Gesundheitsbereich, 
werden personalintensiver und 
teurer; sie werden zudem von 
einer aufgeklärten Bevölkerung 
mehr als in der Vergangenheit 
in Anspruch genommen.

Andererseits ist das Netz der 
sozialen Sicherung durch unsere 
gemeinsame Arbeit in Regierung 
und Parlament engmaschiger 
geworden. Das Ergebnis unse
rer Bemühungen zeigt sich auf 
drei Feldern:
□  Es gibt neue Sozialleistun
gen.

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Walter Arendt, 50, SPD- 
Bundestagsmitglied seit 
1961, amtiert als Bundes
minister für Arbeit und 
Sozialordnung in Bonn. 
Von 1964 bis 1969 führte 
er den Vorsitz der IG 
Bergbau und Energie.

Prof. Dr. Bruno Molitor, 
47, ist Ordinarius für Volks
wirtschaftslehre an der 
Julius-Maximilians-Univer- 
sität in Würzburg. Er leitet 
dort das Institut für Ver- 
teilungs- und Sozialpolitik.

Dr. jur. Heinrich Geißler, 
45, Mitglied des CDU-Lan- 
desvorstandes von Rhein
land-Pfalz, ist seit 1967 
Minister für Soziales, Ge
sundheit und Sport der 
Rheinland-Pfälzischen Lan
desregierung in Mainz.

□  Bestehende Sozialleistungen 
wurden erhöht.

□  Immer mehr Sozialleistungen, 
bestehende wie neu hinzuge
kommene, wurden in die Dyna
misierung einbezogen.

Aufteilung der Sozialmark

Um die Diskussion über die 
Dimensionen der Sozialleistun
gen sachlich zu führen, muß 
man wissen, wie die berüchtigte 
Sozialmark sich aufteilt. Von 
einer DM Sozialaufwand flössen 
1974 etwa 63 Pfennig als Bar
leistungen in den privaten Ver
brauch. 25 Pfennig waren Sach
leistungen an die Versicherten 
und Staatsbürger; zwölf Pfennig 
wurden gespart, davon vier 
Pfennig durch die Begünstigten 
von ihren Barleistungen, acht 
Pfennig zwangsweise durch 
Überschüsse des Systems der 
sozialen Sicherung.

Jeder dieser Tatbestände ver
dient wirtschaftlich eine andere 
Beurteilung. 75 Prozent der So
zialleistungen werden entweder 
verbraucht (63 Prozent) oder 
staatlich und privat gespart 
(zwölf Prozent). Nun scheint 
kein Gegner des „Sozialstaats“ 
etwas gegen den privaten Ver
brauch zu haben. Oder doch? 
Sind etwa die altväterlichen, 
vorindustriellen Tugenden des 
Sparens um jeden Preis Sieger 
geblieben über den aufgeklär
ten wirtschaftlichen Sachver
stand?

Soziale Sicherung stabilisiert 
über die sogenannten Transfer
einkommen den privaten Ver
brauch, verstetigt durch das 
Finanzierungssystem die Auf
bringung dieser Mittel. Sie wirkt 
panikartigem, konjunkturpoli
tisch unberechenbarem Sparen 
für die sogenannten Wechsel
fälle des Lebens entgegen.

Als wirtschaftlicher Stabilisie
rungsfaktor sinkt der Anteil der 
staatlichen Einkommensübertra
gungen im Aufschwung und 
steigt im Abschwung. 1967 
schnellte der Anteil dieser Über
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tragungen von 13,1 %  auf 14,3% 
des Bruttosozialprodukts hoch. 
Etwas Ähnliches beobachten wir 
jetzt. Das ist kein Betriebsunfall 
der Sozialpolitik, sondern wirt
schaftlich sinnvoll, automati
sches staatliches Gegensteuern 
gegen das unerwünschte Ab
sacken des privaten Verbrauchs 
durch angemessene Arbeitslo
sen- und Kurzarbeiterunterstüt
zung. Defizite im Abschwung, 
die der Staat ausgleicht, sind 
wichtiger, unverzichtbarer Be
standteil der sozialen Sicherung. 
Wer gegen sie polemisiert, redet 
gegen die Lehrbücher der Wirt
schaftswissenschaft. Wer im Ab
schwung soziale Leistungen ab
bauen will, zerstört das Ver
trauen des Konsumenten in das 
soziale Schutznetz, treibt ihn 
zum Sparen, reduziert die Ein
zelhandelsumsätze noch stärker, 
bekommt die Konjunktur kaum 
noch in Schwung.

Staatliche soziale Sicherung 
und kommerzielle private Le
bensversicherung können und 
sollen friedlich nebeneinander 
bestehen. Wie ich vorhin ausge
führt habe, hat sich seit 1950 
das Bruttosozialprodukt um das 
9,3fache erhöht, die Einkom
mensübertragungen der sozia
len Sicherung um das Zehn
fache. Betrachten wir nun die 
Finanzentwicklung der Lebens
versicherung: Von 1950 bis 1973 
haben sich die Beitragseinnah
men um das 17,5fache, die Zah
lungen für Versicherungsfälle 
um das 19,8fache, der Bestand 
an Vermögensanlagen um das 
28,7fache erhöht. 14,1 Mrd. DM 
waren 1973 die Beitragseinnah
men der Lebensversicherungen, 
etwas mehr als die Versicherten 
der Angestelltenversicherung an 
Beiträgen selbst aufgebracht 
haben, also ohne Arbeitgeber
anteile. Das wären 3,5 Beitrags

prozent in der gesetzlichen Ren
tenversicherung gewesen. 76,5 
Mrd. DM betrug der Bestand der 
Vermögensanlagen.

Staatliche Sozialpolitik er
stickt private Altersversorgung 
keineswegs. Es wird sehr viel 
zusätzlich für das Alter gespart. 
Die Menschen haben nicht den 
Eindruck, daß hier bereits staat
lich zuviel Vorsorge getrieben 
wird. Das Sozialbudget unter
treibt also die tatsächlichen Auf
wendungen der Mitglieder der 
Gesellschaft für Zeiten, in denen 
sie kein Markteinkommen bezie
hen können. Auch das gehört 
zur Diskussion über die Gren
zen des Sozialstaats.

Staatsverbrauch 
ein lästiger Tribut?

Ist nun Privatverbrauch positiv, 
freiheitsbringend, von vornher
ein anzustreben, und Staatsver-

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG

NEUERSCHEINUNG

Hilmar Kaht

DIE WIRKUNGEN DER EUROPÄISCHEN INTEGRATION 
AUF DIE EINFUHREN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

ln der vorliegenden Studie wird unter anderem die Frage geklärt, ob 
die Gründung des Gemeinsamen Marktes die Handelsverbindungen 
innerhalb der Gemeinschaft vertiefte und ob sie die Drittländer durch 
Abschließungseffekte benachteiligte. Die vorgenommene weitgehende 
Untergliederung der Importströme nach Produktgruppen und Angebots
gebieten ermöglicht erstmals die Erfassung der sehr unterschiedlichen 
Wirkungen der veränderten Wettbewerbsbedingungen auf einzelne Bran
chen. Empirisch belegt wird, daß den starken handelsschaffenden Wir
kungen von Zollsenkungen innerhalb der Gemeinschaft keine dadurch 
hervorgerufene Nettohandelsumlenkung für Drittländer gegenübersteht.

Großoktav, 182 Seiten, 1975, Preis brosch. DM 2 4 ,- ISBN 3 87895 127 2
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brauch ein lästiger Tribut, ein
engend, möglichst klein zu hal
ten?

Darüber denke ich anders: 
Der Wohlstand des Bürgers und 
die Qualität seines Lebens hän
gen heute ebensosehr von Ge
meinschaftseinrichtungen ab wie 
von privatem Einkommen und 
privatem Konsum. Immer mehr 
Bedürfnisse des Bürgers müssen 
deshalb durch öffentliche Dienst
leistungen und Investitionen be
friedigt werden: Schulen, Kran
kenhäuser, Sportstätten, reine 
Luft und sauberes Wasser, öf
fentliche Verkehrsmittel, soziale 
Sicherung. Nur Wohlhabende 
können ohne Beeinträchtigung 
ihres Lebens weniger Gemein
schaftseinrichtungen fordern; 
nur Reiche können sich einen 
armen Staat leisten. Nicht der 
Staat hat Bedürfnisse, sondern 
der Bürger. Es geht nicht um 
Staatsbedarf, sondern um Bür
gerbedarf.

Ein Blick in das statistische 
Jahrbuch zeigt, daß die Vertei
lung von Chancen und das An
gebot von Diensten durch und für 
die Gemeinschaft mit dem wach
senden Wohlstand nicht zuge
nommen haben. Real, das heißt 
in konstanten Preisen, ist der 
Staatsverbrauch seit 1960 nicht 
gestiegen, sondern schwankt 
zwischen 13,0 und 14,6 °/o des 
realen Bruttosozialprodukts, ohne 
einen stetigen Trend erkennen 
zu lassen. Der Staatsverbrauch 
der sozialen Sicherung, im we
sentlichen die Sachleistungen 
des Gesundheitssektors, also 
ärztliche Versorgung, Kranken
häuser, Arzneimittel, steigt aller
dings unaufhaltsam; ich werde 
darauf zurückkommen. Aber auch 
das ist nicht von vornherein ab
zulehnen als kollektive Ver
schwendung, sondern ist das, 
was man in der Wirtschaft als 
Unterhalt und Reparatur be
zeichnen würde.

Liegen menschliche Freiheit 
und soziale Sicherung im Clinch? 
Ist der Mensch freier, souverä

ner, mutiger, je weniger er 
gegen die Risiken seiner Exi
stenz gesichert ist? Ist Angst 
ein notwendiger Treibsatz für 
Leistung? Auch hier sind wir 
nicht auf bloßes Meinen ange
wiesen. Es gibt Beispiele für die 
Widerlegung dieser Thesen. 
Machen etwa deutsche Spitzen
manager, deren materielle Siche
rung sicher gut ist, einen un
sicheren, geknechteten, phanta
sielosen, saturierten Eindruck? 
Der Wunsch vieler Selbständiger 
nach einer sozialen Alterssiche
rung hat bei mir die Meinung 
verstärkt, daß umgekehrt ein 
Schuh daraus wird. Der Mensch 
ist um so freier, je weniger er 
von Angst vor Not beeinträchtigt 
ist. Menschliche Leistung und 
Selbstverwirklichung haben an
dere Wurzeln als Furcht und Un
sicherheit.

Grenzen der Solidarität

Es wäre vermessen, wenn ich 
behauptete, es wäre im Bereich 
der sozialen Sicherung alles in 
Ordnung, jede Mark des Sozial
budgets würde sinnvoll ausge
geben, nichts könnte verbessert 
werden, nirgendwo gespart.

Im Bereich der Einkommens
übertragungen müssen wir offen 
sein für Fragen nach der Grenze 
der Solidarität. In wirtschaftlich 
schwierigen Zeiten müssen die
jenigen, die Arbeit haben, denen, 
die arbeitslos wurden oder kurz- 
arbeiten müssen, helfen. Dabei 
dürfen sie erwarten, daß ihre 
solidarische Hilfe nicht miß
braucht wird. Hier sind Warn
schilder angebracht. Ebenso 
kann es auf Dauer nicht in Ord
nung sein, daß Transfereinkom
men einzeln oder zusammen
genommen höher sind als Ar
beitseinkommen. Das ist keines
wegs die Regel, aber wo es vor
kommt, erregt es mit Recht An
stoß.

Wirken und Form der Organi
sation der sozialen Sicherung 
sind kein Ausfluß reiner Ver
nunft, sondern das Resultat hi

storischer Merkwürdigkeiten und 
verkrusteter Verhaltensweisen, 
beides keineswegs preisdämp
fend.

Kostenbewußtsein ist eine 
Denkweise, die auf dem Medizin
markt, wo die Patienten als Kon
sumenten hilflos den Diagnosen 
und Präskriptionen der Produ
zenten, Ärzte, Krankenhäuser 
und Pharmazeuten ausgeliefert 
sind, abhanden zu kommen 
droht.

Wenn nicht bald Augenmaß 
für das Mögliche und Angemes
sene Platz greift, wird der Staat 
die gelbe Karte zeigen müssen, 
im wohlverstandenen Interesse 
aller, ich sage aller Beteiligten. 
Auch hier gilt, wer bewahren 
will, muß reformieren. Treiben
lassen zerstört.

Trotzdem ist jeder, der ver
spricht, daß er die Kosten des 
Gesundheitswesens auch nur in 
Einklang mit dem Bruttosozial
produkt halten könne, entweder 
uninformiert über die Grundtat
sachen und ihre voraussichtliche 
Entwicklung oder ein Scharlatan.

Pranger der Ökonomen

Schließlich tragen auch die 
Versicherten selbst wenig zur 
Kosteneindämmung bei. Der 
anonyme Charakter des verwal
tungsmäßigen Solidarausgleichs 
hat gegenüber den direkten 
menschlichen Beziehungen einer 
überschaubaren Gemeinschaft 
eine entmoralisierende Wirkung. 
Die meisten Menschen hätten 
starke Hemmungen, sich auf Ko
sten ihrer Nachbarn und Arbeits
kollegen einen Vorteil zu ver
schaffen. Solche Hemmungen 
entfallen, sobald die Nachbarn 
und Arbeitskollegen nicht direkt, 
sondern indirekt auftreten als 
Gemeinschaft der Krankenver
sicherten, Arbeitslosenversicher
ten, Kraftfahrzeughaftpflichtver
sicherten, als Gemeinde, Land 
und Bund. Hier entfallen gewis
sermaßen Schamgrenzen. Die 
Gemeinschaft wird zum Ausbeu
tungsobjekt, weil man ihren soli
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darischen Charakter nicht nach
empfindet. Diese Zusammen
hänge dürfen nicht tabuisiert 
werden.

Ich habe am 16. Januar im 
Deutschen Bundestag gesagt, 
und dazu stehe ich: „Ich habe 
die Belastbarkeit der Versicher
ten immer als ein ganz wichtiges 
Kriterium der Sozialpolitik ange
sehen. Das bleibt auch so. Wir 
alle müssen auch in Zukunft je
den Vorschlag zur Verbesserung 
der sozialen Sicherheit danach 
beurteilen, ob der Vorteil, den 
er bringt, eine zusätzliche Be

lastung der Versicherten recht
fertigt.“

Aber die Sozialpolitiker lassen 
sich nicht an den Pranger der 
Ökonomen stellen. Die Bundes
republik Deutschland ist ein 
Land mit einem engen Netz an 
sozialer Sicherung, entfalteter 
industrieller Demokratie und 
hohem inneren Frieden. Kein 
Land der Welt mit wenig sozia
ler Sicherung, geringen Rechten 
der Arbeitnehmer und großen 
inneren Konflikten ist ökono
misch erfolgreich. Sozialpolitik 
ist kein Parasit erfolgreicher

Wirtschaftspolitik, sondern ihre 
Voraussetzung. Sie gehört zu 
den Vorleistungen an gesell
schaftlicher Infrastruktur, die ef
fiziente Wirtschaftspolitik benö
tigt, wenn sie sich auf ihre Auf
gabe der Verstetigung und des 
Wachstums konzentrieren will, 
und nicht ständig von Damm
brüchen und Eruptionen im ge
sellschaftlichen Bereich abge
lenkt wird. Nur als Sozialstaat 
ist die Bundesrepublik Deutsch
land wirtschaftlich überlebens
fähig. Wer von den Kritikern 
wollte irgendwo anders leben 
oder gar wirtschaften.

Bruno Molitor

Mit den Beständen rechnen

W ir sind an einem Zeitpunkt 
angelangt, wo die Fakten 

allenthalben deutlich machen, 
daß es in wirtschaftlich-gesell
schaftlichen Dingen keine unbe
grenzten Möglichkeiten gibt. Das 
ist für manche schmerzlich, sie 
resignieren. Andere flüchten in 
die Utopie eines grundstürzend 
neuen „Systems“ , das freilich 
bestenfalls im luftigen Bereich 
der Gedanken existenzfähig ist. 
Die vernünftige Reaktion auf die 
Erfahrung von „Grenzen“ dürfte 
jedoch darin liegen, mit den Be
ständen zu rechnen und das 
Beste aus dem Möglichen her
auszuholen. Nirgendwo ist das 
mehr vonnöten als beim heute 
erreichten Stand des „Sozial
staates“ . Allerdings wäre es 
verfehlt, hier die Grenzen ein
seitig in der Kostenexplosion 
und dem zu sehen, was man 
nicht mehr bezahlen kann. Es 
gilt vor allem, auch nach der 
Funktion und dem Stellenwert 
zu fragen, den wir der gesell
schaftlichen Veranstaltung zu

messen, und von daher der So
zialen Sicherung Grenzen zu 
setzen.

Kein Selbstzweck

Zunächst bleibt an die schlichte 
Tatsache zu erinnern, daß die 
kollektive Sicherung kein Selbst
zweck ist. Wenn es mit rechten 
Dingen zugeht, soll sie als Ge
genlager für die Risiken des 
modernen Arbeitslebens und die 
Dynamik des Wirtschaftswachs
tums dienen, das unvermeidlich 
Strukturverschiebungen herauf
führt. Dazu reicht ein guter so
zialer Wille allein nicht aus. Die 
Technik der Sicherung ist ent
scheidend, sie muß systemkon
form zugeschnitten sein. So darf 
eine Arbeitslosenversicherung 
nicht selbst Arbeitslosigkeit 
schaffen'), die Altersvorsorge 
nicht den Zusammenhang mit 
den Vorleistungen verschütten 
und die Sozialpolitik insgesamt
i)  V g l. B ru n o  M o I i t o r : „M o ra l H a za rd “ 
in  d e r S o z ia lp o li t ik ,  in :  A rb e it  und  S o z ia l
p o l i t ik ,  29. Jg . (1975), S. 11 ff.

kein eigener Inflationsbazillus 
sein.

Die Realität zeigt jedoch ein 
anderes Bild: Die Sicherungs
bemühungen tendieren förmlich 
zur Verselbständigung. Nicht 
nur, daß immer mehr Mittel auf 
den gleichen Versorgungsbah
nen eingesetzt werden, wo der 
distanzierte Beobachter eigent
lich erwarten sollte, daß mit dem 
steigenden allgemeinen Ein
kommens- und Wohlstands
niveau die Dringlichkeit kollek
tiver Vorsorge zurückgehen 
müßte. Nicht nur, daß immer 
wieder weiße Flecken auf der 
sozialpolitischen Landkarte ent
deckt werden, wo doch sachlich 
alles dafür spräche, zunächst 
einmal beherzt der tatsächlich 
verbleibenden Armut zuleibe zu 
rücken. Nicht nur, daß immer 
mehr Personenkreise in das Sy
stem einbezogen werden, die es 
bislang gewohnt waren, für sich 
selbst aufzukommen. Es werden 
auch die Voraussetzungen für

286 WIRTSCHAFTSDIENST 1975/VI



ZEITGESPRÄCH

den Leistungsempfang gelok- 
kert und die Transferhöhen ein
geebnet. Kein Wunder, daß sich 
da eine Mentalität breitmacht, 
die den Staat, und das heißt 
stets: die anderen, als eine Art 
Glücksmaschine betrachtet, die 
stets neue Ansprüche zu erfül
len hat.

Pluralistisches System

Sodann ist Sicherheit sicher
lich nicht alles, weder im indivi
duellen noch im sozialen Leben. 
Gleichwohl bleibt es in einer 
freiheitlichen Gesellschaft dem 
Bürger unbenommen, sich nach 
seinen besonderen Umständen 
und Präferenzen für ein Mehr 
oder Weniger zu entscheiden. 
Schon darum muß es ein priva
tes Versicherungsangebot ge
ben, das, anders als die soziale 
Grundsicherung, auf den Einzel
fall eingehen kann. Aber nicht 
nur das. Eine starke Privatver
sicherung ist als Element der 
Konkurrenz und des Rationali
sierungsdruckes auch zum Nut
zen und Frommen der kollekti
ven Sicherungsinstitutionen un
entbehrlich, die nur zu leicht das 
Opfer bürokratischer Unwirt
schaftlichkeiten werden. Ein plu
ralistisches System hat gegen
über dem Sicherungseintopf den 
Vorteil des größeren Freiheits
grades wie der höheren ökono
mischen Rationalität.

So ist der Gesetzgeber 
schlecht beraten, wenn er 
durch ständige Ausweitung der 
Zwangsmitgliedschaft in der So
zialen Sicherung und auf andere 
Weise -  bewußt oder unbe
wußt -  der Privatversicherung 
das Wasser abgräbt. Auch hier, 
in der Bewahrung und Stärkung 
des pluralistischen Systems, 
werden Grenzen des Sozialstaa
tes sichtbar.

Betreuungsüberbau

Das gilt um so mehr, als — 
drittens — die schieren Verwal
tungskosten, die die kollektive 
Sicherungsveranstaltung verur
sacht und die natürlich in die

Kalkulation der Zwangsbeiträge 
eingehen, bedrohliche Ausmaße 
angenommen haben. Es ist ein 
alter und offenbar schwer aus- 
rottbarer Irrtum, daß mit der 
Zentralisierung und gesetzlichen 
Vereinheitlichung automatisch 
eine Kostensenkung einhergehe. 
Die Erfahrung spricht da eine 
andere Sprache. Wie etwa die 
neue Kindergeldregelung wie
derum gezeigt hat, pflegen „so
ziale Reformen“ zunächst ein
mal die Personalkosten des be
amteten „Betreuungsüberbaus“ 
in die Höhe schnellen zu lassen. 
Was in diesem Bereich erst ein
mal eingerichtet ist, wird so 
schnell nicht wieder abgebaut. 
Die inhaltliche Kompliziertheit 
von gesetzlichen Regelungen 
tut ein übriges, daß gleichwohl 
die Streitigkeiten und die Ver
drossenheit im Umgang mit den 
Ämtern zunehmen. Und „Betreu
ung“ bedeutet im harten Kern 
immer auch empfindliche Ab
hängigkeit.

Darum ist die Beschränkung 
auf das Wesentliche, Vereinfa
chung und interne Abstimmung 
zur zügigen Abwicklung der 
Sicherungsfälle ein Gebot der 
Stunde, und zwar schon darum, 
weil sich sonst die Sozialein
richtungen selbst, zumindest 
psychisch, um einen Teil ihrer 
Sicherungswirkung bringen.

Indessen wird man es damit 
tunlichst nicht bewendet sein 
lassen. Hinzu kommen muß eine 
Art eingebauter Regelmechanis
mus, der dazu angetan ist, die 
Verwaltungskosten in Schach zu 
halten. Würde zum Beispiel in 
der Sozialen Altersversicherung 
der Staatszuschuß nicht als Teil 
der Rentenleistungen, sondern 
als Übernahme der Kosten zur 
Betriebsbereitschaft des Siche
rungsträgers konzipiert, wäre 
gleichsam eine Prämie darauf ge
setzt, die Verwaltungsausgaben 
im Eigeninteresse der Exekutive 
zu rationalisieren: denn sie be
lasten jetzt Periode für Periode 
unmittelbar den Staatshaushalt. 
Wie denn überhaupt der Attitüde 
des Gesetzgebers und der Re

gierungen ein Riegel vorgescho
ben werden muß, die nach dem 
bequemen Rezept verfährt, La
sten, die sachlich aufs Konto je
ner Sicherungssparten gehen, 
an deren Finanzierung das öf
fentliche Budget erheblich betei
ligt ist, auf politisch schwächere 
Glieder des Systems abzuladen, 
wie etwa auf die Soziale Kran
kenversicherung, die ihre Bei
träge erhöhen muß, ohne daß 
dem bei ihr Versicherten klar 
würde, warum und zu wessen 
Nutzen er zusätzlich zur Kasse 
gebeten wird. Hier ist nur an 
den Krankheitsschutz der Alters
rentner und Invaliden zu den
ken, der nach wie vor einer ak
zeptablen Lösung harrt, aber 
auch an die zunehmenden Akti
vitäten des Familien- und Ge
sundheitsministeriums: Was dort 
programmiert wird, gehört auch 
in den Etat des Hauses; denn 
sonst fehlen die heilsamen 
Bremsen. Ein weiteres Beispiel 
ist die Arbeitslosenversicherung, 
die fortwährend mit allgemeinen 
Ausgaben der Berufsförderung 
belastet wird, die ihrem Sach- 
charakter nach in den steuer
finanzierten Bildungshaushalt 
fallen.

Lastquote der privaten Haushalte

Viertens setzt die Belastungs
quote der Arbeitnehmerhaus
halte der Ausweitung der Sozia
len Sicherung Grenzen. Freilich 
will das richtig interpretiert sein. 
Man kann sich nicht dadurch aus 
der Affäre ziehen, daß man von 
einem „Gejammer“ spricht, das 
die gleichen Leute anstimmen, 
die immer mehr Sozialleistun
gen erwarten und dann erstaunt 
sind, wenn schließlich ein Drittel 
ihres Bruttoeinkommens im Ab
zugswege mit Beschlag belegt 
ist. Es geht hier um sachlich
technische Zusammenhänge.

Einmal hat die Neigung der 
praktischen Sozialpolitik, in der 
Finanzierung Beitrags-, Gebüh
ren- und Steuertechniken in bun
ter Palette zu mischen, zu einer 
Vernebelung der Szene geführt,
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die es den Betroffenen fak
tisch unmöglich macht, die wah
ren Leistungs-Belastungsverhält
nisse zu durchschauen und zu 
kontrollieren. Kein Wunder, daß 
da die Vorstellungen über die 
tatsächlichen Kosten einer Maß
nahme, die die Politiker anbie
ten, zu wünschen übrig lassen, 
bis dann die sich herausstellende 
Gesamtbelastung durch Beiträge 
und anteilige Steuern, bei denen 
die indirekten Steuern zumeist 
noch unberücksichtigt bleiben, 
irgendwann die Augen öffnet. So 
ist es schon aus Achtung vor 
dem mündigen Staatsbürger ge
boten, in der kollektiven Vor
sorge für die Risiken des Ar
beitslebens, wo immer das prak
tisch nur möglich ist, zur saube
ren Anwendung der Beitrags
finanzierung nach dem Sozial
versicherungsprinzip zurückzu
kehren und im übrigen die Lei
stungsverbesserungen im Rah
men dessen zu halten, was die 
Rationalisierung innerhalb der 
Sicherungsträger und die Höhe 
des Beitragsaufkommens erlau
ben, das bei gegebenem Bei
tragssatz mit dem Einkommens
wachstum automatisch zunimmt.

Zum anderen erzählt die 
Quote der inzwischen erreichten 
Belastung noch nicht die ganze

Geschichte. Es müssen auch 
deren Wirkungen auf den Lei
stungsanreiz und das Arbeits
angebot, auf die Lohnpolitik und 
die monetäre Entwicklung in 
Rechnung gestellt werden, die 
nicht darum weniger bedenklich 
sind, weil sie nicht offen und 
unmittelbar zutage liegen. Hier 
droht ein wichtiges Nebenziel 
der Sozialen Sicherung, nämlich 
bei Gelegenheit der kollektiven 
Vorsorge auch der Einkommens
umverteilung zu dienen, sich 
geradezu in sein Gegenteil zu 
verkehren. Je höher die Gesamt
belastung, um so mehr herrscht 
die horizontale Redistribution 
innerhalb ein- und derselben 
Schicht vor, und ein Gleiches 
gilt, wenn der Arbeitseinsatz 
nachläßt, was sich ja doch nur 
die ohnehin Bessergestellten zu 
leisten vermögen, oder wenn die 
Inflationsspirale sich zu drehen 
beginnt, die nun wahrlich das 
Unsozialste darstellt, was man 
sich denken kann.

Natürlich läßt sich der „break- 
ing point“ in der Belastungshöhe 
nicht von vornherein auf einen 
bestimmten Prozentsatz fest
nageln. Das ist auch gar nicht 
erforderlich. Denn das Bild vom 
Punkt, an dem das Positive ins 
direkt Negative umschlägt, er

scheint für die Sache, um die 
es geht, insofern wenig treffend, 
als längst vorher ein breites 
Intervall erkennbar ist, in dem 
das Gesetz vom abnehmenden 
Nutzenzuwachs spielt: Es wird 
bei dem, was man tatsächlich 
noch als zusätzliche Wohltat er
reicht, immer zweifelhafter, ob 
sich der Mehreinsatz an Mitteln 
lohnt. Und dies insbesondere, 
wenn man mit dem Gewinn 
vergleicht, den die sich heute 
bietenden Alternativen in der 
Mittelverwendung dem einzelnen 
abwerfen würden. Man denke nur 
an die private Vermögensbil
dung und die individuelle Ver
besserung der beruflichen Quali
fikation, die gewiß auch eine 
Vorsorgedimension haben, aber 
darüber hinaus, im Unterschied 
zur kollektiven Sicherung, den 
Vorteil, die Unabhängigkeit und 
die Selbstbestimmung zu för
dern. So ist es schließlich der 
zweifelhafte Nutzen einer sich 
aufblähenden Sozialpolitik, der 
die gleichen zwei Prozent an 
Mehrbelastung untragbar macht, 
deren Einsatz früher unter 
anderen Strukturbedingungen 
durchaus sinnvoll war. Daß diese 
Situation in der Bundesrepublik 
erreicht ist, kann niemand leug
nen, der einerseits die anhal
tende Unzufriedenheit breiter
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Kreise der Betroffenen in Sa
chen Soziale Sicherung und an
dererseits die objektiven Mög
lichkeiten zu deuten weiß, die 
sich dem einzelnen bei der in
zwischen erreichten Stufe des 
allgemeinen Einkommensniveaus 
in freier Entscheidung bieten.

Politischer Konkurrenzkampf

Die Politiker tun sich hier frei
lich schwer. Sie haben sich dar
an gewöhnt, in der Ausweitung 
der Sozialen Sicherung ein gu
tes Pferd zu sehen, das sich 
im demokratischen Konkurrenz
kampf um die politische Macht

starten läßt, und offenbar macht 
es auf der politischen Bühne be
sondere Schwierigkeiten, recht
zeitig eingefahrene Gleise zu 
verlassen, wenn sie einmal zum 
Erfolg führten. Doch sollten ge
rade die Erfahrungen in den 
skandinavischen Ländern, die 
schon einen Schritt weiter sind, 
aufhorchen lassen. Wenn erst 
ein System, das als Hort der 
Sicherheit angetreten war, selbst 
zur Quelle der Verunsicherung 
wird, sind die Grenzen des So
zialstaates vollends überschrit
ten. Darum spricht in einer Si
tuation wie der unsrigen alles 
dafür, im politischen Konkurrenz

kampf die Pferde zu wechseln 
und auf die Sicherung der Be
stände zu setzen. Klarheit über 
die Prioritäten und Rationalisie
rung in allen ihren Formen sind 
die vordringlichen Themen der 
zukünftigen Sozialpolitik. Daß 
dabei das Publikum nicht mit
ginge, muß bis zum handfesten 
Beweis des Gegenteiles als Vor
urteil gelten. Seine Meinung in 
den hier zur Diskussion stehen
den Fragen, die sich übrigens 
nicht mit der „öffentlichen Mei
nung“ zu decken braucht, ist in 
der Regel sachlich besser als 
ihr Ruf in manchem Fraktions
zimmer.

Heinrich Geißler

Finanzkrise oder Sozialkrise?

Hinter das Thema „Grenzen 
des Sozialstaats“ möchte 

ich zunächst einmal ein Frage
zeichen setzen. Denn schließlich 
ist die Diskussion um diese 
„Grenzen“ nicht neu. Im Gegen
teil, es scheint hier richtige 
„Konjunkturen“ zu geben. Im
mer dann, wenn sich die Finanz
probleme des Staates zuspitzen, 
wird das Karussell um die Gren
zen des Sozialstaats kräftig in 
Bewegung gebracht:

□  Bereits vor der Jahrhundert
wende klagte man bei der Ein
führung der Einkommensteuer 
über eine Überforderung des 
Staatsbürgers. Damals hatte, 
wer im Jahr 10 000 DM ver
diente, eine Einkommensteuer 
von 300,- DM zu zahlen, das 
entspricht einer Belastung von 
3 %.

ö  Gleichermaßen gab auch die 
Sozialleistungsquote etwa des 
Jahres 1927 mit 10,4% zu dü
steren Zukunftsbetrachtungen 
Anlaß.

O  Auch aus der neueren So
zialgeschichte kennen wir „Hoch
zeiten" der Diskussion um die 
Grenzen des Sozialstaats. So 
um die Wende der 50er Jahre, 
als sich die Sozialleistungsquote 
um 16%  bewegte, oder 1967 
etwa, einem Jahr wirtschaftlicher 
Abflachung, in dem die Sozial
leistungsquote auf 20,6% ange
stiegen war.

Im Jahr 1975 ist eine neue 
Runde eingeläutet worden. Die 
politische Antwort wird entschei
dend davon abhängen, ob es 
sich auch heute nur um eine der 
traditionellen „Konjunkturen“ 
handelt, die wir m. E. in der

Vergangenheit zum Nutzen für 
den sozialen Frieden, aber auch 
zum Nutzen der Leistungsfähig
keit unseres Gemeinwesens 
überwunden haben, oder ob wir 
heute tatsächlich vor einer not
wendigen Zäsur in der Wirt
schafts-, Finanz- und Sozialpoli
tik stehen.

Finanzkrise des Staates

Vergegenwärtigen wir uns die 
Fakten:
□  Die Zeiten hoher Wachstums
raten etwa der 60er Jahre wer
den wohl so schnell nicht wie
derkommen. Die Sorge um aus
reichende Wachstumsraten für 
die Zukunft wird verstärkt durch 
eine seit 1971 anhaltende Stag
nation bei den Investitionen. 
Das ist eine schwere Hypothek, 
die auf mittlere Sicht eine ein

WIRTSCHAFTSDIENST 1975/VI 289



ZEITGESPRÄCH

schneidende Einengung der 
Wachstums- und Verteilungs
spielräume bedeutet. Dadurch 
ging nämlich, wie errechnet 
wurde, ein ansonsten verfügba
res und verteilbares Sozialpro
dukt von insgesamt 375 Mrd. 
DM verloren.
□  Die Finanzentwicklung bei 
den öffentlichen Händen ist be
sorgniserregend. Finanzierungs
lücken der öffentlichen Hände 
(Gebietskörperschaften, Bundes
bahn und Bundespost sowie 
Sozialversicherung) von zig Mil
liarden DM sind bereits amtlich. 
Sie werden — wenn nicht grund
legend neue Weichen gestellt 
werden -  noch sehr viel höher 
werden. Vor allem die Gebiets
körperschaften drohen immer 
tiefer in den Defizitstrudel zu ge
raten. Dies ist nicht zuletzt die 
Folge einer vor allem vom Bund 
vorangetriebenen Ausgabenpoli
tik, die sich kaum noch an den 
tatsächlichen Finanzierungsmög
lichkeiten zu orientieren scheint: 
Der Marsch in immer höhere 
Defizite ist so vorprogrammiert.
□  Überlagert und zugleich ver
schärft werden unsere eigenen 
Probleme durch weltweite Ver
teilungsauseinandersetzungen. 

Die sogenannte Energiekrise 
soll hier beispielhaft genannt 
werden.

Angesichts dieser Entwicklun
gen ist die Vermutung nicht von 
der Hand zu weisen, daß wir 
uns heute tatsächlich an einem 
Wendepunkt befinden, der uns 
zwingt, die bisherige Wirt- 
schafts-, Finanz- und Sozialpoli
tik neu zu überdenken —, der 
uns zwingt, alle Bereiche staat
licher Tätigkeit neu zu überden
ken. Ich hielte es für einen ver
hängnisvollen Fehler, die Finanz
krise des Staates — ohne sich 
vorher um eine hinreichende 
Gesamtanalyse zu bemühen — 
schlicht und vorschnell zu einer 
Sozialstaatskrise umzudeuten.

Es darf nicht übersehen wer
den: Die soziale Verpflichtung 
ist ein konstitutives Element 
unserer Wirtschafts- und Gesell

schaftsordnung. Sozialpolitik ist 
kein Lazarettwagen, um die 
Fußkranken und Lahmen der 
Leistungsgesellschaft aufzusam
meln. Die sozialen Leistungen 
sind keine milde Gabe. Das 
Konzept der „sozialen Markt
wirtschaft“ beruht auf dem 
Grundgedanken, daß die Ergeb
nisse des Wirtschaftens nach 
unserem Gerechtigkeitsempfin
den von vornherein der sozialen 
Korrektur bedürfen.

Täuschen wir uns nicht: Auch 
in Zukunft wird es nicht gelin
gen können, den Marktablauf so 
zu gestalten, daß der Markt 
quasi automatisch gleicherma
ßen Wirtschaftlichkeit und so
ziale Gerechtigkeit produziert. 
Das ergibt sich schon allein 
daraus, daß große Teile unse
rer Bevölkerung nicht oder nicht 
mehr am Erwerbsleben teilneh
men können. Das gilt für Rent
ner und Arbeitslose, für Behin
derte und Kinder ebenso wie 
für die Frauen, die sich der Er
ziehung ihrer Kinder und der 
Führung des Haushalts widmen. 
Dies muß so deutlich festgestellt 
werden, weil in solchen Situatio
nen — zu Unrecht — der Ein
druck erweckt wird, daß man die 
bisherigen Sozialleistungen viel
leicht besser nicht hätte errin
gen sollen.

Versäumte Bestandsaufnahme

Nur durch eine Gesamtschau, 
die die Sozialpolitik selbstver
ständlich einschließen muß, kann 
vermieden werden, daß die Pro
bleme auf einem „finanzpoliti
schen Verschiebebahnhof“ lan
den. Eine solche Bestandsauf
nahme ist von der hierfür eigent
lich verantwortlichen Bundes
regierung bislang nicht erstellt 
worden. Selbst die vorhandenen 
Instrumente liegen brach. So ist 
beispielsweise das Sozialbudget 
zu einem Zahlenfriedhof gewor
den, und die mittelfristige Fi
nanzplanung des Bundes, die 
fünf Jahre in die Zukunft 
schauen soll, ist sogar nach 
eigenem Bekunden der Bundes

regierung keine sechs Monate 
nach ihrem Erscheinen völlig 
überholt.

Wie sieht die Wirklichkeit 
aus? Selbst unter der relativ 
günstigen Annahme einer pa
rallelen Entwicklung der Staats
ausgaben zum Sozialprodukt 
werden sich die Finanzierungs
lücken der Gebietskörperschaf
ten -  bei geltendem Steuerrecht 
-  bis 1978 auf über 80 Mrd. DM 
erhöhen. Im Jahre 1975 wird das 
„Defizit“ voraussichtlich bei über 
50 Mrd. DM liegen.

Bundesbahn und Bundespost 
werden einschließlich ihres Fi
nanzierungsbedarfs für Investi
tionen im Jahr 1978 Finanzie
rungsprobleme in Höhe von fast 
16 Mrd. zu bewältigen haben. 
Dabei ist bereits entlastend be
rücksichtigt, daß auch Bundes
bahn und Bundespost Bundes
leistungen in Milliardenhöhe er
halten und daß bis 1978 weitere 
Tariferhöhungen vorgenommen 
werden.

Die Sozialversicherung wird 
im Jahr 1978 — unter der An
nahme, daß die Beitragssätze 
nicht weiter erhöht werden — 
mit einem „Defizit“ von rd. 
13 Mrd. DM zu rechnen haben. 
Das heißt, wenn bis 1978 keine 
weitere Anhebung der Beitrags
sätze in der Sozialversicherung 
mehr stattfinden würde, blieben 
im Jahr 1978 bei der Sozialver
sicherung rd. 13 Mrd. DM unge
deckt. Bundespost und Bundes
bahn allein weisen bereits ein 
höheres „Defizit“ aus.

Aber auch eine Belastungs
rechnung für den einzelnen Bür
ger widerlegt eindeutig, daß wir 
es heute vor allem mit einer 
Krise der Sozialpolitik zu tun 
haben.

Zwar droht die Abgabenbela
stung eines durchschnittlich ver
dienenden Arbeitnehmers schon 
bis 1978 infolge der wachsenden 
Finanzierungslücken bei den 
öffentlichen Händen — wenn sie 
„ordentlich“ gedeckt werden — 
sprunghaft anzusteigen: Von
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etwas weniger als 27% des 
Bruttolohns im Jahre 1975 auf 
35,5% im Jahre 1978. Doch von 
dieser Erhöhung der Abgaben
quote um genau 8,6% entfallen 
nur rd. 1,8% auf die Erhöhung 
der Sozialbeiträge, 6,8% dage
gen auf eine Erhöhung der Ein
kommensteuer.

Dies würde bedeuten, daß ein 
Durchschnittsverdiener selbst bei 
einem jährlichen nominalen 
Lohnzuwachs von 10% — eine 
Preissteigerung von „nur“ 5,5% 
unterstellt — im Jahr 1978 über 
weniger Kaufkraft verfügen 
würde als 1975.

Aber auch schon in der Ver
gangenheit ist die Lohnsteuer
belastung der Bürger stärker ge
stiegen als die Belastung durch 
Sozialbeiträge. So hat seit 1950 
die Lohnsteuerbelastung der Ar
beitnehmereinkommen um 400% 
zugenommen, die durch Sozial
beiträge jedoch nur um 50%.

Krise aller staatlichen Bereiche

Nun könnte es zwar sein, daß 
die Finanzprobleme der Gebiets
körperschaften vor allem durch 
die staatliche Sozialpolitik be
stimmt sind. Dies erweist sich je
doch nicht als stichhaltig. Die 
heutige Finanzkrise ist eine Krise 
fast aller staatlichen Bereiche. 
Die Dynamik einiger ausgewähl
ter Bereiche belegt dies:
□  Die Zuweisungen an die Bun
desbahn mußten von 1969 bis 
1974 um 160 % erhöht werden. 
Trotzdem konnten Defizite nicht 
vermieden werden. Wie fatal auf 
Dauer eine solche Entwicklung 
für den Bundeshaushalt wäre, 
zeigt eine kleine Modellbetrach
tung. Wenn der Bund seine Zu
weisungen an die Bundesbahn in 
Zukunft ebenso überproportional 
zu seinen Haushaltszuwachsra
ten ausdehnen muß wie in den 
Jahren 1970-1974, wird im Jahr 
2000 mehr als der gesamte Bun
deshaushalt zur Deckung der 
Defizite der Bundesbahn benö
tigt. Der Bund würde zum „Un
ternehmer" mit der alleinigen

Zweckbestimmung: Finanzierung 
der Bundesbahn.

□  Die Personalausgaben der 
Gebietskörperschaften haben 
sich im Zeitraum von 1969 bis 
1974 mehr als verdoppelt. Ent
wickeln sich die Personalausga
ben auch in Zukunft in dem Maß 
stärker als die Zuwachsraten 
beim öffentlichen Haushalt, wie 
das in den Jahren 1969—1974 
der Fall gewesen ist, so müssen 
im Jahre 2000 bereits über 50 % 
der Ausgaben der Gebietskör
perschaften allein für die öffent
lich Bediensteten aufgewandt 
werden.
□  Die Dynamik der wirtschaft
lichen Subventionen ist besorg
niserregend. Wenn die Finanz
hilfen des Bundes so weiter
wachsen, wie sie im Vergleich 
zur Entwicklung des Bundes
haushalts von 1969 bis 1973 ge
stiegen sind, müssen im Jahre 
2000 rund 40 %  des Bundes
haushalts allein für Subventionen 
in Form der Finanzhilfen aufge
wandt werden.

□  Der Anstieg der Nettobela
stung des Bundes für die EG 
darf nicht so weitergehen wie in 
den Jahren 1969 bis 1975. An
dernfalls müßte der Bund im 
Jahre 2000 nahezu seinen ge
samten Anteil am Mehrwert
steueraufkommen an die EG ab- 
führen.
□  Auch in der Bildungspolitik 
scheint eine durchgreifende 
Neuorientierung unumgänglich 
zu sein. Würde nämlich der Bil
dungsbereich in dem Maße wei
ter überproportional zur Wachs
tumsrate der öffentlichen Haus
halte expandieren, wie das in 
den Jahren 1970 bis 1973 der Fall 
gewesen ist, würde der Bildungs
bereich im Jahre 2000 bereits 
45 %  der Haushalte von Bund, 
Ländern und Gemeinden bean
spruchen: fast jede zweite Mark 
würde dann im Bildungsbereich 
ausgegeben werden. Eine Bil
dungsreform, die auch ökono
misch sinnvoll ist, müßte ihre 
Schwerpunkte mehr in der Stär

kung der Familienerziehungsver
antwortung und -fähigkeit su
chen, zumal die Überwucherung 
der familiären Erziehung durch 
Schule und Vorschule die Chan
cengleichheit letztlich nicht ver
mehren kann. Im Unterschied zur 
ausschließlich staatlichen Bil
dungspolitik haben öffentliche 
Mittel zur Stärkung der familiä
ren Erziehung einen ungleich 
höheren „Multiplikatoreffekt“ .

Notwendige Durchforstung

Mit dieser kurzen Beleuchtung 
anderer Bereiche soll keineswegs 
der „Schwarze Peter“ von der 
Sozialpolitik an andere weiter
gegeben werden. Schließlich ist 
nicht zuletzt seit Vorlage meiner 
Krankenversicherungsstudie im 
sozialen Bereich mit einer 
Durchforstung begonnen wor
den. Seit der Vorlage dieser 
Studie sind die Bemühungen um 
eine Eindämmung der Kosten
explosion beim Gesundheitswe
sen von allen Beteiligten stark 
intensiviert worden. Wenngleich 
bisher erst in den Teilbereichen 
— wie im Krankenhauswesen — 
greifbare Ergebnisse vorliegen, 
zeigen doch die vielfältigen Be
mühungen z. B. in Form soge
nannter „konzertierter Aktionen“ 
der einzelnen Bundesressorts, 
der einzelnen Bundesländer und 
der Gesundheitsministerkonfe
renz der Länder, der Kranken
kassen und ihrer Vertragspart
ner, daß erkannt worden ist, daß 
die Entwicklung so nicht weiter
gehen darf.

Wichtig scheint mir vor allem 
folgender Zusammenhang: In
den letzten Jahren ist in dem 
Bemühen, das Sozialprodukt 
möglichst gerecht zu verteilen, 
häufig die Sorge um eine mög
lichst effektive Produktion eben 
dieses Sozialprodukts zu kurz 
gekommen. Ja, ist es nicht so, 
daß häufig „sozial“ und „effek
tiv“ als feindliche Brüder be
trachtet wurden? Wie sonst hätte 
es geschehen können, daß der
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Staat zunehmend mehr wirt
schaftliche Tätigkeiten an sich 
ziehen konnte — nicht zuletzt 
unter dem falschen Vorzeichen 
„alles, was der Staat macht, ist 
sozial“ —, in denen er heute un
sozial teuer produziert?

Ich glaube, daß ein Großteil 
der Ursachen für die heutige bei
spiellose Finanzkrise der öffent
lichen Hand mit darin zu suchen 
ist, daß wir uns in vielen Berei
chen zunehmend der Chancen 
begeben haben, die in den 
Marktgesetzen des Wettbewerbs 
liegen. Eine Verstärkung der Ef
fizienz unseres Wirtschafts- und 
Gesellschaftssystems wird je
doch zunehmend zur Vorausset
zung für eine befriedigende Fort
führung unserer Sozialpolitik. In 
Zukunft werden wir eine Verla
gerung von wirtschaftlichen Tä
tigkeiten auf den Staat sehr kri

tisch unter die Lupe nehmen 
müssen. Darüber hinaus werden 
wir ernsthaft prüfen müssen, 
welche bereits vom Staat über
nommenen Funktionen wieder in 
die Hände der Privatwirtschaft 
zurückgegeben werden können. 
Denn: Gesetze von Konkur
renz und Effizienz sind beim 
Staat häufig entscheidend außer 
Kraft gesetzt. Das Beispiel Bahn 
und Post, die trotz exorbitanter 
Tariferhöhungen und Milliarden
zuschüssen aus der Bundes
kasse riesige Defizite machen, 
belegt dies eindeutig. Während 
früher — wie mein Kollege Heubl 
mit Recht feststellt — „mit den 
Überschüssen öffentlicher Mono
polbetriebe soziale Leistungen 
finanziert werden sollten, knöp
fen diese heute den Bürgern 
mehr Geld ab, als es Private je
mals gewagt hätten, und bleiben 
trotzdem im Defizit". Bahn und

Post stehen dabei nur als „Mu
sterbeispiele“ wirtschaftlicher In
flexibilität beim Staat. Selbstver
ständlich können auch Unter
nehmen der freien Wirtschaft in 
„rote Zahlen“ geraten. Aber hier 
erzwingen die Gesetze des Mark
tes rasch eine Änderung der Un
ternehmenspolitik.

Der erreichte soziale Standard 
sichert die politische Stabilität 
der Bundesrepublik Deutschland. 
Ihn gilt es zu erhalten und zu 
festigen. Die Einrichtungen der 
sozialen Sicherung sind ebenso 
wie andere Bereiche des Staa
tes kein Selbstbedienungsladen. 
Dies gilt für den einzelnen, be
sonders aber für die großen 
Gruppen. Es ist notwendig, alle 
Bereiche und alle Ebenen staat
licher Tätigkeit auf den Prüf
stand ökonomischer Effizienz zu 
stellen.
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